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«Der Bundesrat
hat noch neun Tage»
Christoph Blocher über die Kündigung der Personenfreizügigkeit,
populistische Parteien und die Politik des neuen amerikanischen Präsidenten

Herr Blocher, sollte das Referendum
gegen die Umsetzung der Massenein-
wanderungsinitiative zustande kommen,
würde die SVP dann an der Seite der
Referendumsführer kämpfen?
Diese Umsetzung ist eine Nichtumset-
zung des Zuwanderungsartikels der
Bundesverfassung. Warum stellen Sie
diese Frage?

Weil das Referendum gegen jenen Geset-
zestext ergriffen worden ist, den Sie ab-
lehnen.
Die SVP will, dass die Verfassung
durchgesetzt wird. Weder ein Ja noch
ein Nein zu diesem «Nichtdurchset-
zungsgesetz» gewährleistet dies. Mit
einem Referendum wird das Volk er-
neut in die Irre geführt.

Sollte das Referendumabgelehnt werden,
wäre ja jene Umsetzung, die Sie nicht
wollen, vom Volk sanktioniert.
Bei einer Ablehnung würde der heutige
Zustand gelten, den der Bundesrat und
das Parlament gemäss Verfassung än-
dern müssen! Ob mit oder ohne dieses
Gesetz, die masslose Zuwanderung
bleibt.

Die SVP will die Personenfreizügigkeit
beerdigen. Wie wird die SVP bezüglich
einer Volksinitiative zur Kündigung der
Personenfreizügigkeit konkret vorge-
hen?
Volk und Stände haben die Personen-
freizügigkeit verfassungsmässig am
9. Februar 2014 abgelehnt, denn der
beschlossene Artikel 121a ist das
Gegenteil der Personenfreizügigkeit.
Dies hat auch der Bundesrat vor der
Abstimmung stets betont. Das Volk
wollte dies so.

Einspruch: Die Kündigung der Perso-
nenfreizügigkeit steht nicht im Verfas-
sungstext.
Das ist auch nicht nötig. Der Verfas-
sungstext verlangt die Kontrolle der
Einwanderung und sagt detailliert, wie
dies geschehen soll. Er gibt Bundesrat
und Parlament bis zum 9. Februar 2017
Zeit, um dies durch Verhandlungen mit
der EU zu bewerkstelligen. Die Verfas-
sung sagt, wenn das nicht gelingt, hat
der Bundesrat die Verfassung durch
Verordnung zu erfüllen. Der Bundesrat
hat also jetzt noch neun Tage, um dies
zu tun. Ob er dies mit oder ohne Kündi-
gung tut, ist ihm überlassen. Eines lässt
die Verfassung ganz sicher nicht zu: die
Personenfreizügigkeit weiterzuführen.
Genau dies aber hat die Parlaments-
mehrheit getan.

Tatsache ist, dass die Kündigung der Per-
sonenfreizügigkeit kein Verfassungsauf-
trag ist.Wann undwie werden Sie also die
Volksinitiative lancieren?
Die Kündigung internationaler Verträ-
ge ist Sache des Bundesrates. Die SVP
muss eine Lösung finden, die auch bös-
artige Volksverächter nicht so leicht um-
gehen können. Darum: Eine Kündigung
des Personenfreizügigkeitsabkommens,
des FZA, alleine genügt nicht. Sonst
kommen die Schlaumeier wieder und
sagen, dass nur die Kündigung vorge-
sehen sei. Aber nicht, dass keine ande-
ren Verträge mit gleicher Stossrichtung
abgeschlossen werden können.

Und was heisst das nun?
Auch für die glühendsten Vertreter des
Freihandels kann die Personenfreizügig-
keit nie funktionieren. Das hält der
massgebende Ökonom Milton Fried-
man, Nobelpreisträger und ausgespro-
chener Befürworter des Freihandels, all-
gemeingültig fest. Vielleicht ginge es,
wenn man den Sozialstaat ganz abschaf-
fen würde. Darum: In allen westlichen
Staaten, sei es in den USA, England
oder Frankreich, ist die Personenfrei-
zügigkeit das Problem schlechthin.
Trump, Brexit, Le Pen, Wilders, AfD

oder Beppe Grillo wären ohne Perso-
nenfreizügigkeit nie möglich geworden.
Eine Variante ist, dass die Bundesver-
fassung ein FZA oder die Personenfrei-
zügigkeit generell untersagt.

Dannmüssten Sie die Personenfreizügig-
keit genau definieren.
Genau. Machen wir es! Die Personen-
freizügigkeit gibt einem Ausländer den
Rechtsanspruch, in unserem Staat Ar-
beit zu suchen, ohne Bewilligung zu
arbeiten, zu diesem Zweck hier zu woh-
nen, die Familie nachzuziehen und auch
nach der Beschäftigung hier zu bleiben
und in Hinsicht auf Arbeitsbedingun-
gen, Sozialleistungen und anderes mehr
gleich behandelt zu werden wie die
schweizerischen Staatsangehörigen. Bei
totaler Personenfreizügigkeit gilt dies
auch für die Niederlassungsfreiheit für
andere Personengruppen und Firmen.

Wie lautete denn ein Verfassungstext
konkret?
Das werden Sie dann sehen, wenn er
vorliegt. Im Text ist sicher ein generelles
Verbot, solche FZA abzuschliessen.

Gäbe es andere Wege als diesen?
Möglich wäre eine Vorschrift, dass Aus-
länder, die keine Bewilligung haben,
sich nur für drei Monate in der Schweiz
aufhalten dürfen. Das ermöglicht dann
wieder eine eigenständige Kontrolle.

Und weitere Varianten?
Denkbar wäre ein generelles verfas-
sungsmässiges Verbot für Verträge, die
die Unabhängigkeit und die Handlungs-
freiheit der Schweiz in der Zukunft be-
einträchtigen unter Einschluss von
FZA. Das verhinderte dann auch das
geplante Rahmenabkommen mit insti-
tutioneller Bindung. Früher war dies
selbstverständlich.

Die dritte Variante ist kaum praktikabel.
Was passiert dann mit den bestehenden
Bilateralen I und II? Welche müsste man
kündigen, welche nicht?

Ausser dem FZA sehe ich im Moment
keinen zu kündigenden Vertrag.

Auch die Auns hat eine Initiative zur
Kündigung der Personenfreizügigkeit
angesagt. Sie sagten schon, dass es keinen
Sinn habe, zwei Initiativen parallel zu
lancieren. Wer wird den Lead überneh-
men, Auns oder SVP?
Wer am Ende die Volksinitiative lan-
ciert undwer unterstützt, istmir einerlei.

Wann wird die Volksinitiative lanciert?
Wir rechnen im Sommer oder Herbst
dieses Jahres. Die Vorarbeiten macht
eine Arbeitsgruppe mit Vertretern der
SVP und der Auns. Die SVP-Delegier-
tenversammlung wird voraussichtlich im
Juni dieses Jahres entscheiden.

Herr Blocher, Sie werden von Bloom-
berg und anderen Medien mit Donald
Trump verglichen. Der neue amerikani-
sche Präsident willMauern gegen die Zu-
wanderung bauen, den Freihandel stop-
pen, Infrastrukturprogramme lostreten
und bezeichnet die Nato als obsolet. Wie
sympathisch ist Ihnen diese Politik?
Bloomberg hat mich nicht wegen dieses
Programms mit Trump verglichen. Sie
sehen Parallelen, weil Trump und ich
beide Unternehmer sind und beide sehr
vermögend seien. Bei tüchtigen Unter-
nehmern muss dies ja so sein. Ich
glaube, dass seine Industriepolitik nicht
erfolgreich sein wird. Allerdings: Wie
Trump wirklich denkt, was er wirklich
will und was er tut, bleibt weitgehend
noch verborgen.

Immerhin hat er in seinen ersten Amts-
tagen schon ziemlich viele konkrete
Dekrete unterzeichnet. Nehmen wir nur
die Mauer zu Mexiko, die er bauen will.
Die Mauer ist ein Schutz gegen illegale
Einwanderung. Ob es mit der Mauer
funktioniert, steht auf einem anderen
Blatt. Immerhin scheint hier ein Politi-
ker gewählt worden zu sein, der sich
auch nach den Wahlen noch an seine
Wahlversprechen erinnert!

Amerika garantierte während siebzig
Jahren die Sicherheit Europas. Nun droht
die schützende Hand wegzufallen. Ge-
zwungenermassen wird die Kooperation
in Europa nunwichtiger. Einverstanden?
Ein massives, bis heute vernachlässig-
tes Engagement der europäischen
Staaten für die Verteidigung ist drin-
gend nötig. Die Europäer haben die
Verteidigung in den letzten Jahren
weitgehend den USA überlassen und
ihre eigenen Armeen verludern lassen.
Allerdings ist Trump entgegenzuhal-
ten: Die USA wollten dies auch so. Das
gab den USA die Vor- oder gar Allein-
herrschaft in der Nato, denn wer zahlt,
befiehlt! Die europäischen Partner lies-
sen sich das gefallen und investierten
zu wenig in ihre Armeen. Übrigens:
auch die Schweiz.

Noch einmal: Dannmüsste Europa heute
stärker zusammenstehen, nicht?
Darum gibt es ja die Nato. Aber ohne
Armeen nützt sie nichts. Die europäi-
schen Staaten müssen endlich ihre eige-
nen Armeen in Ordnung bringen. Doch
wieweitAmerika geht, ist offen: Trumps
Taktik ist es, den Knebel verdammt weit
zu werfen, damit er dann stückweise
nachgeben kann . . .

. . . was ja auch immer Ihre Taktik war.
Sicherlich, ja. Wer sehr hohe Verhand-
lungsziele setzt, kann zurückweichen,
und der Gegner hat erst noch Freude.
Ich kann aber gut verstehen, dass
Trump hier Druck auf die Nato-Part-
ner macht.

Die Schweiz profitierte natürlich auch
von der «Pax Americana». Inwiefern ist
unser Land als sicherheitspolitischer
Trittbrettfahrer jetzt gefordert?

Die Schweiz ist nicht Trittbrettfahrerin.
Ihr Beitrag ist ihre dauernd bewaffnete
Neutralität. Sie muss sich selbst vertei-
digen können. Das hat auch sie ver-
nachlässigt.

Seit langer Zeit liegen die Geschicke der
Schweizer Armee in SVP-Händen. Es ist
Ihre Partei, welche das Verteidigungs-
departement innehat.Wasmacht die SVP
falsch?
Dass die SVP-Bundesräte dem Abbau
der Landesverteidigung nicht genug
Widerstand entgegensetzen! Auch das
über Jahre hinweg kleingläubige, ge-
radezu pubertäre internationale Den-
ken führte zum Abbau der Schweizer
Armee. Ueli Maurer hat diesen Trend
etwas gestoppt und versuchte Gegen-
steuer zu geben. Aber nur weil die SVP
gedroht hatte, gegen die Weiterentwick-
lung der Armee das Referendum zu er-
greifen, stehen endlich wieder fünf Mil-
liarden Franken pro Jahr für die Armee
zur Verfügung. Und der Truppen-
bestand wurde nicht auf 80 000 Mann
gesenkt. Ein Anfang!

SVP-Verteidigungsminister Guy Parme-
lin scheint seiner Aufgabe nicht gewach-
sen zu sein. Er richtet ein Durcheinander
an, etwa bei Bodluv.
Ich weiss es nicht. Ich habe die Grund-
lagen nicht, um diesen Entscheid zu be-
urteilen. Guy Parmelin ist auf jeden Fall
entscheidungsfreudig, was durchaus
auch positiv ist. Und in dieGPKdes Par-
lamentes habe ich – gemäss meiner Er-
fahrung als Bundesrat – kein grosses
Vertrauen.

Reichen die Bemühungen der Schweiz in
Sachen Sicherheit angesichts eines mög-
lichen Rückzugs der USA aus dem euro-
päischen Sicherheitsdispositiv denn aus?
Nein. Ob mit oder ohne Rückzug der
USA: Es reicht nicht.

Die SVP-Verantwortung im Dossier Ar-
mee hat beispielsweise dazu geführt, dass

die Schweizer Luftwaffe technologisch
abgehängt wird.
Sie können die Ablehnung des Gripen-
Fliegers nicht der SVP anlasten. Die
SVP stand stets zu diesem Projekt! Die
Neubeschaffung wird aber durch Bun-
desrat Guy Parmelin weitergetrieben.

Zurück zu Trump: Die Schweiz profitiert
stark von offenen Märkten, weltweit.
Eine neue Ära des Protektionismus
würde unsere Exportwirtschaft nachhal-
tig schwächen. Solches können Sie sich
nicht herbeiwünschen.
Ich bin ein grundsätzlicher Befürwor-
ter des Freihandels, die Gefahren müs-
sen indessen auch bedacht werden.
Jedes Land hat für sich zu analysieren,
ob und wo ihm der freie Handel nützt.
Beispielsweise hätten wir ein Freihan-
delsabkommen mit den USA ab-
schliessen können. Aber als die Ameri-
kaner meinten, wir müssten unser Ur-
heberrecht aufgeben, war für uns die
Sache nicht mehr möglich. Das wäre
das Ende innovativer Industrie, zum
Beispiel der Pharmaindustrie, in der
Schweiz gewesen.

Zurück zur Frage: Was heisst es für die
Schweiz, wenn die Welt protektionistisch
wird?
Trump übertreibt masslos, wenn er sagt,
Amerika habe in den letzten siebzig Jah-
ren uneigennützig alle anderen Länder
reich gemacht und sich selber arm. Ich
habe es stets anders erlebt. US-Interes-
sen standen für sie im Vordergrund.
Wenn Trump glaubt, er könne die an
China verlorenen Massenprodukte wie-
der in die USA zurückholen, so denkt er
als Immobilienmann und nicht als
Industrieller. Abgesehen davon, dass er
die Zölle gemässWTO-Regeln gar nicht
derart erhöhen darf, wie er ankündigt,
müssten die USA diese Güter viel zu
teuer produzieren, oder die Löhne in
denUSAmüssten drastisch sinken. Eine
solche Wirtschaftspolitik führt Amerika
in den Ruin.

«Eine Kündigung des
Personenfreizügigkeits-
abkommens genügt
nicht. Es braucht
ein generelles Verbot.»

«Die Europäer haben die Verteidigung weitgehend den Amerikanern überlassen. Ein massives
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Was wäre die Alternative?
In aller Bescheidenheit: Hier könnten
die mächtigen USA von der kleinen
Schweiz etwas lernen: Auch aus unse-
rem Land sind, schmerzhaft genug, bil-
lige Massenprodukte in Billiglohnlän-
der, vor allem Asien, abgewandert. Ich
habe dies im eigenen Unternehmen zur
Genüge erfahren. Die Lösung ist ein-
fach, aber herausfordernd: nicht nach-
weinen, sondern bessere und innovative
Produkte herstellen, die die Billiglohn-
länder nicht produzieren können. Aber
dazu müsste Trump vielleicht das ameri-
kanische Bildungswesen unter die Lupe
nehmen. Seine Steuersenkungspolitik
wird die Wirtschaft stärken, aber sie ge-
nügt nicht.

Zur Abschottung hinzu kommt Trumps
Plan, in sozialistischer Manier ein staat-
liches Infrastrukturprojekt ans nächste
zu reihen. Solche Politik erinnert an
andere Zeiten.
Dabin ich andererMeinung.DieBereit-
stellung von Infrastrukturen gehört zum
staatlichen Auftrag. In den USA gibt es
offenbar einen grossen Nachholbedarf,
denken Sie nur an die Eisenbahnen.

Die EU ist in der Krise. Sie finden Gefal-
len am Brexit, an Politikern wie Le Pen,
Wilders, Orban und allgemein an jenen
Tendenzen, die sich ein schwächeres
Europa wünschen. Was unterscheidet die
SVP von diesen Strömungen?
Nicht ich habe an ihnen Gefallen, son-
dern Sie unterschieben mir dies. Die
SVP ist eine schweizerische Partei.
Ausländische Parteien haben andere
Aufträge und Interessen. Für Auslän-
der ist der Sonderfall Schweiz auch
kaum verständlich. Das ist aber auch
nicht nötig.

Und was ist nun der Unterschied zwi-
schen der SVP und den populistischen
Parteien in Europa?
Die SVP ist für dieWahrung der schwei-
zerischen Werte: Unabhängigkeit, di-

rekte Demokratie, Föderalismus, dau-
ernde Neutralität, liberale Marktwirt-
schaft. Dafür setzt sich keine ausländi-
sche Partei – ob Populisten oder nicht –
ein. Den neuen euroskeptischen Par-
teien gefällt, dass die SVP als Schweizer
Partei auch unser Land von Brüssel

fernhalten will, und auch sie wollen die
Personenfreizügigkeit nicht.

Gibt es in Europa oder in Grossbritan-
nien denn keine Partei, die Ihnen nahe-
steht?
Natürlich stehen uns bürgerliche Par-
teien näher als linke. Aber wir liieren
uns nicht. Die SVP macht Politik für die
Schweiz, da hilft uns niemand.

Welche Parallelen sehen Sie zwischen
Grossbritannien und der Schweiz?
Grossbritannien ist Mitglied der EU und
desBinnenmarktes. Die Schweiz ist dank
dem Volksentscheid von 1992 nirgends
drin.Die SVPkämpft seit dreissig Jahren,
dass die Schweiz nicht beitritt. Die
Schweiz geht ihren eigenen Weg. Wenn
der Brexit zustande kommt, ist England
wie die Schweiz unabhängig von der EU.
Ich meine daher, der Bundesrat müsste
jetzt mit Premierministerin May das Ter-
rain für die Zukunft ebnen, dass der freie
Handel zwischenbeidenLändernwie zur
EU möglich wird.

Tatsache ist, dass die euroskeptischen
Parteien stärker werden. Was gewinnt die
Schweiz, wenn Europa zerbricht?
Hoffentlich gibt es nicht einen Eklat.
Die beste und zurzeit die wahrschein-
lichste Variante ist, dass die EU langsam
wieder aufbricht und die Nationalstaa-
ten mehr Bewegungsraum erhalten.

Die zentrale Frage ist, wie weit dieses
Aufbrechen gehen soll. Ein zerbröseltes
Europa ist nicht gut für die Schweiz.
Das kommt darauf an, wie gross die
«Brösmeli» sind. Meines Erachtens wäre
ein Europa richtig, wie es de Gaulle pro-
pagiert hatte: ein Europa der Vater-
länder. In einem solchen wäre die
Schweiz ja schon dabei. In einem
Europa-Verbund, wo Selbstbestimmung,
Handlungsfreiheit und die Souveränität
der Staaten nicht tangiert werden.

Interview: Michael Schoenenberger,
Simon Gemperli

«Eine solche Wirt-
schaftspolitik führt
Amerika in den Ruin.
Die USA könnten von
der Schweiz lernen.»

HERAUSGEGRIFFEN

Ästheten in den Agglomerationen
Paul Schneeberger In derRegel sind die
bauliche Ästhetik und die Unversehrt-
heit der Landschaft das Ding der Städ-
ter. Mit Neubauten auf Logistik- und
Industriebrachen oder am Stadtrand
können sie leben. Aber sonst soll mög-
lichst alles so bleiben, wie es vermeint-
lich immer war. Und wenn sich in den
Innenstädten und den Quartieren aus
der Gründerzeit dennoch einmal etwas
ändern muss, soll es mindestens in einer
Weise daherkommen, die dem Kontext
entspricht und der gängigen Lehre vom
Schönen. So ist zum Beispiel der Hort
des Glücksspiels in Zürich hinter der
Fassade eines ehemaligen Warenhauses
versteckt, und die Tatsache, dass der be-
schlossene Anbau an das Basler Stadt-
casino aussieht, als sei er immer schon da
gewesen, gilt als Qualität.

In den Agglomerationen ist das
anders. Hier bestimmt nicht die Form
das Bild, sondern die Funktion. Wo
gelbe Bögen auf den Asphalt scheinen,
gibt es Burger, wo Fressnapf draufsteht,
ist Tierfutter drin, und hinter unschein-
baren Fassaden wird Hightech betrie-
ben. Gemeinsamer Nenner all der Bau-
ten, Blöcke wie Einfamilienhäuser, ist
die Baumusterzentrale. Das Glück, so
geht die Rede, liegt hier nicht im gestal-
tetenEnsemble, sondern imCharme des
Einzelnen und in den Qualitäten hinter
den Fassaden. Doch nun laufen die
Pragmatiker in den Agglomerationen
Gefahr, ihren Ruf aufs Spiel zu setzen,
gemäss dem sie im öffentlichen Raum
einer ungeschminkten Verkörperung
der für unsere Zeit charakteristischen
Diversität verpflichtet sind.

Objekt ihres Anstosses ist die Fahr-
leitung, die der Trolleybus als einziges
bis heute wirklich alltagstaugliches elek-

trisches Massenverkehrsmittel auf
Pneus mit sich bringt. In Luzern und
St. Gallen soll er, der samt seiner Infra-
struktur für die mittelgrossen Städte der
Schweiz geradezu identitätsstiftend ist,
deren Grenzen endlich überschreiten,
die funktional schon längst keine mehr
sind. Doch hier wie dort tun sich die
Vorstädte schwer mit den beiden Dräh-
ten und ihren Aufhängungen.

In Ebikon bei Luzern, wo der Trol-
leybus dereinst bis zur Mall of Switzer-
land verkehren soll, dem im Herbst öff-
nenden drittgrössten Einkaufszentrum
der Schweiz, monieren Gewerbevertre-
ter, der Blick ausWohnungen undBüros
verliere durch das «Netz vonLeitungen»
an Attraktivität. Und in Gaiserwald bei
St. Gallenmöchte die Gemeinde zumin-
dest den «Wohnbereich» von den Fahr-
leitungen «verschonen». In Gaiserwald
soll diesem Begehren mit Trolleybussen
entsprochen werden, die sich dank
neuen Stromspeichern über eine ge-
wisse Distanz von der Schnur abnabeln
können, die ihnen den Treibstoff nach-
führt. In Ebikon kommt die Fahrleitung;
als nicht deklariertenKompromiss inter-
pretieren mag man, dass die Busse dort
ihr dezentes urbanes Blau-Weiss zu-
gunsten eines suburbanen Looks mit
fetten roten GT-Streifen aufgeben.

Bleibt die Frage, weshalb die paar
Drähte dort so stören sollen, wo sonst
optisch offensichtlich nichts stört? Oder
ist die Opposition gegen das neueMobi-
liar im Raum allenfalls nur vordergrün-
dig ästhetisch motiviert? Geht es nicht
eigentlich darum, dass «Schienen am
Himmel» alsAttribut der Stadt interpre-
tiert werden, zu derman nie und nimmer
werden will? In Ebikon, in Gaiserwald
und anderswo in den Agglomerationen.

Schwule Männer dürfen
wieder Blut spenden
Ein wegen Aids erlassenes Verbot wird gelockert

Männer, die Sex mit Männern
haben, waren bisher
automatisch vom Blutspenden
ausgeschlossen. Das soll sich
nun ändern. Doch die neue
Regelung ist erst ein Anfang.

ALAN NIEDERER

Auf den 1. Juli wird die Regelung beim
Blutspenden gelockert. Neu sollen auch
homosexuelle Männer wieder Blut
spenden dürfen – allerdings nur, wenn
sie in den zwölfMonaten vor der Spende
keinen Sex mit anderen Männern hat-
ten. Die Lockerung wird möglich, nach-
dem das Heilmittelinstitut Swissmedic
der Organisation Blutspende SRK
Schweiz ein entsprechendes Gesuch von
vergangenem Sommer bewilligt hat.
Darüber berichtet SRK Schweiz in
ihrem am Dienstag erschienenen News-
letter «Blutbild».

Diskriminierende Praxis

Die neue Lösung sei nicht perfekt,
schreibt Rudolf Schwabe, der Direktor
vonBlutspende SRKSchweiz, imEdito-
rial des Newsletters. Denn die zwölf-
monatige Karenzfrist dürfte zur Folge
haben, dass vermutlich nicht sehr viele
schwule Männer Blut spenden könnten.
Die neue Regelung sei daher nicht als
definitive Lösung, sondern als ein Zwi-
schenschritt zu sehen weg von einer Pra-
xis, die viele zu Recht als diskriminie-
rend betrachtet hätten, schreibt Schwa-
be weiter.

Denn mit dem Aufkommen der
Immunschwächekrankheit Aids Ende
derAchtzigerjahre wurden alleMänner,
die seit 1977 – jemals – SexmitMännern
hatten, dauerhaft von der Blutspende
ausgeschlossen. Dass dieses generelle
Verbot nun aufgehoben wird, hat auch
mit der deutlich gesteigerten Empfind-

lichkeit der eingesetzten Labortests
zumAufspüren von Krankheitserregern
zu tun. Damit wird jede zugelassene
Blutspende überprüft. Die Neuerung
führe daher nicht zu einem erhöhten
Risiko für die Blutempfänger, betont
Schwabe.

Warumdie neueRegelung noch nicht
das Endziel sein kann, erklärt Schwabe
an einemBeispiel. Die geforderte zwölf-
monatige Karenzzeit gelte für alle
Sexualkontakte von Männern mit Män-
nern, also auch für solche, die innerhalb
einer festen Beziehung stattfänden. Das
ist bei heterosexuellen Blutspendern
anders. Hier gilt die – ebenfalls zwölf-
monatige – Karenzzeit nur für Sex mit
wechselnden Partnern.

Risikoverhalten statt Neigung

Die unterschiedliche Regelung hat laut
Schwabe damit zu tun, dass homosexu-
elle Männer als Gruppe ein deutlich
höheres Risiko für Infektionskrankhei-
ten wie HIV/Aids oder Hepatitis haben
als Heterosexuelle (als Gruppe). Weil
sich das Risiko der einzelnen (homo-
sexuellen oder heterosexuellen) Person
jedoch sehr stark unterscheiden könne,
wolle man bei der Blutspende in Zu-
kunft nichtmehr die sexuelleNeigung in
den Vordergrund stellen, sondern das
persönliche Risikoverhalten, betont
Schwabe.

Dieses Ziel ist bei der – im Ablauf
unterschiedlichen – Spende von Blut-
stammzellen bereits erreicht. Bis man
auch bei der «gewöhnlichen» Blut-
spende auf diesem Stand ist, dürfte es
laut Schwabe noch ein paar Jahre dau-
ern. Denn dafür müssen nicht nur die
vom potenziellen Spender zu beantwor-
tenden Fragen zur Risikobeurteilung
angepasst werden. Auch gilt es wissen-
schaftlich sauber nachzuweisen, dass
sich mit einer solchen Politik nicht das
Risiko für den Empfänger von Blutkon-
serven erhöht.

Engagement der europäischen Staaten für die Verteidigung ist dringend nötig», sagt SVP-Stratege Christoph Blocher. DOMINIC STEINMANN / NZZ
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